Preußiſche Gefeßjammlung 


Nr. 17. 


Jahrgang 1915 


(Mr. 11411.) Knappſchafts⸗Kriegsgeſez. Vom 26. März 1915, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Sal: 

Dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland im Sinne des $ 17 Abſ. 1 
des Knappſchaftsgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 17. Juni 
und 30. Dezember 1912 (eſetzſamml. 1912 S. 137, 1913 S. 2) gilt gleich 
ein Aufenthalt im Ausland, der durch Einberufung des Mitglieds zu Kriegs-, 
Sanitäts⸗ oder ähnlichen Dienſten verurfacht tft. 


§ 2. 

Hat die Satzung eines Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Kranken⸗ 
kaſſe eine Wartezeit für Leiſtungen der Krankenkaſſe beſtimmt, ſo ruht der Friſten⸗ 
lauf für alle Mitglieder, die während des gegenwärtigen Krieges Kriegs-, 
Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte leiſten. Iſt die Wartezeit bereits erfüllt, ſo 
bedarf es nicht der Zurücklegung einer neuen Wartezeit. Die Zeit, für welche 
die Beiträge weiter gezahlt werden, wird auf die Wartezeit angerechnet. 


3, 

Mitglieder der Knappſchaftsvereine oder der beſonderen Krankenkaſſen, deren 
Mitgliedſchaft nach § 18 Abſ. 1 Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes erloſchen iſt, 
haben das Recht, binnen ſechs Wochen nach ihrer Rückkehr in die Heimat in 
die Krankenkaſſe eines Knappſchaftsvereins oder in eine beſondere Krankenkaſſe 
wieder einzutreten, wenn fie Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche Dienfte geleiſtet haben. 

Dieſe Vorſchrift gilt auch für diejenigen, welche zur Zeit ihres Eintritts 
in Kriegs-, Sanitäts- ne ähnliche Dienfte zwar gemäß § 17 Abſ. 1 und 2 des 
Knappſchaftsgeſetzes zur Weiterverſicherung berechtigt waren, von dieſer Berechtigung 
aber keinen Gebrauch gemacht haben. 
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Der Verein oder die beſondere Krankenkaſſe kann die im Abſ. 2 bezeichneten 
Perſonen, welche ſich zum Beitritt melden, ärztlich unterſuchen laſſen. Eine 
Erkrankung, die beim Wiedereintritt in die Krankenverſicherung bereits beſteht, 
begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch auf Kaſſenleiſtung. 


84. 
Der Lauf der im $ 32 Abſ. 1 Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes beſtimmten 
Friſt iſt gehemmt von der Einberufung zu Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnlichen 
Dienſten bis zwei Monate nach der Entlaſſung aus dieſen Dienſten. 


§ 5. 

Die Verpflichtung zur Zahlung von Anerkennungsgebühren ($ 33 Abſ. 1 
und 2 des Knappſchaftsgeſetzes) fällt während der Leiftung von Kriegs, Sanitäts- 
oder ähnlichen Dienſten und der auf die Entlaffung aus dieſen Dienften folgenden 
zwei Monate weg. Während dieſer Zeit iſt der Lauf der im § 33 Abſ. 2 a. a. O. 
beſtimmten Friſt gehemmt. Die in Kriegs, Sanitäts- oder ähnlichen Dienſten 
verbrachte Zeit ſowie die auf die Entlaſſung aus dieſen Dienſten folgenden zwei 
Monate werden auf die Wartezeit ($ 30 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes) und 
auf das Dienftalter ($ 31 des Geſetzes) angerechnet. 


§ 6. : 

Für diejenigen Penſionskaſſenmitglieder, welche zur Zahlung von Aner⸗ 
kennungsgebühren nicht berechtigt ſind, tritt, wenn ſie zur Leiſtung von Krieges, 
Sanitäts- oder ähnlichen Dienſten aus Der ihre Mitgliedſchaft begründenden 
Beſchäftigung ausſcheiden, aber innerhalb zweier Monate nach ihrer Entlaſſung 
wieder in eine Penſionskaſſe eintreten, der Verluſt ihrer Anſprüche auf die 
Leiſtungen der Penſionskaſſe (S 34 Abſ. 1 des Knappſchaftsgeſetzes) nicht ein. 


§ 7. 

Auf die im $ 34 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes beſtimmte einjährige Friſt 
wird, wenn ein zur Leiſtung von Kriegs, Sanitäts- oder ähnlichen Dienſten 
einberufenes Penſionskaſſenmitglied innerhalb zweier Monate nach der Entlaſſung 
aus dieſen Dienſten wieder in eine Penſionskaſſe eintritt, die Mitgliedzeit vor 
dem Beginne der Dienſtleiſtung angerechnet. 


§ 8. | 
Militärpenſionen, die aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges gezahlt werden, 
dürfen auf Invalidenpenfionen nicht angerechnet werden. 


9 9 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden ohne Anderung der Satzungen der 
Knappſchaftsvereine Anwendung. 


68 


Satzungsbeſtimmungen, die den Mitgliedern weitergehende Rechte beilegen, 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


§ 10. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten für die von Reichsangehörigen im 
gegenwärtigen Kriege dem Deutſchen Reiche unmittelbar oder mittelbar geleiſteten 
Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnlichen Dienſte. 

Der Minifter für Handel und Gewerbe iſt ermächtigt, zu beſtimmen, daß 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes auch für Angehörige anderer Staaten und für 
die dieſen Staaten unmittelbar oder mittelbar geleiſteten Kriegs-, Sanitäts⸗ oder 
ähnlichen Dienſte gelten. 

$ 11. 

Dies Gefeg tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. Es gilt 
für die Zeit vom 1. Auguſt 1914 ab. Dies Geſetz gilt auch für die Zeit, in 
der Knappſchaftsmitglieder zu einer Abung vor der Mobilmachung einberufen 
waren, aber nicht mehr zur Arbeit zurückkehren konnten, ſondern anſchließend 
Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte verrichtet haben. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe iſt ermächtigt, den Zeitpunkt zu 
beſtimmen, zu welchem das Geſetz wieder außer Kraft tritt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 26. März 1915. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg, Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 
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